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1. (1)Eine Kündigung des Versicherungsvertrages durch den Arbeitgeber oder durch das

Versicherungsunternehmen oder eine einvernehmliche Beendigung des Versicherungsvertrages ist nur zulässig

und rechtswirksam, wenn eine Übertragung der gemäß Abs. 3 zu übertragenden Vermögensteile auf eine

betriebliche Kollektivversicherung eines anderen zum Geschäftsbetrieb im Inland berechtigten

Versicherungsunternehmens, eine Pensionskasse, eine Einrichtung im Sinn des § 5 Z 4 PKG oder eine Einrichtung

der zusätzlichen Pensionsversicherung nach § 479 ASVG sichergestellt ist. Die Kündigung oder einvernehmliche

Beendigung kann rechtswirksam nur für alle Versicherten gemeinsam erfolgen, sofern nicht in der

Betriebsvereinbarung, im Kollektivvertrag oder in den Vereinbarungen laut Vertragsmuster festgelegt ist, dass bei

Kündigung des Versicherungsvertrages alle Pensionsbezieher oder alle beitragsfrei gestellten Versicherten und

Pensionsbezieher in der betrieblichen Kollektivversicherung verbleiben.

2. (1a)Abweichend von Abs. 1 letzter Satz bedarf im Falle einer beabsichtigten Übertragung auf eine Einrichtung

gemäß § 5 Z 4 PKG die Kündigung oder einvernehmliche Beendigung des Versicherungsvertrags auch der

vorherigen Zustimmung der Mehrheit der betroffenen Anwartschaftsberechtigten und der Mehrheit der

betroffenen Leistungsberechtigten. Das Versicherungsunternehmen hat die Anwartschafts- und

Leistungsberechtigten schriftlich über

1. 1.die beabsichtigte Kündigung oder einvernehmliche Beendigung des Versicherungsvertrags,

2. 2.die schriftliche Vereinbarung zwischen dem Versicherungsunternehmen und der Einrichtung gemäß § 5 Z 4

PKG über die Bedingungen der Übertragung,

3. 3.die Firma und den Ort der Hauptverwaltung der Einrichtung gemäß § 5 Z 4 PKG sowie den Mitgliedstaat, in

dem die Einrichtung gemäß § 5 Z 4 PKG eingetragen oder zugelassen ist,

4. 4.die Firma und den Ort der Hauptverwaltung des Arbeitgebers,

5. 5.die Hauptmerkmale der von der Einrichtung gemäß § 5 Z 4 PKG für diesen Arbeitgeber zu verwaltenden

Zusage,

6. 6.die Beschreibung der zu übertragenden Verbindlichkeiten oder Deckungsrückstellungen und anderer

Rechte und Pflichten sowie entsprechender Vermögenswerte,

7. 7.das Recht auf Zustimmung sowie

8. 8.die Modalitäten des Abstimmungsverfahrens

zu informieren. Das Abstimmungsverfahren hat so zu erfolgen, dass das Abstimmungsverhalten nicht auf

einzelne Personen zurückverfolgt werden kann. Den Anwartschafts- und Leistungsberechtigten ist für die

Ausübung des Rechts auf Zustimmung eine angemessene Frist einzuräumen. Sofern nichts anderes vereinbart

wird, sind sämtliche Kosten des Versicherungsunternehmens, die im Zusammenhang mit dem

Abstimmungsverfahren anfallen, vom Arbeitgeber zu tragen.

3. (1b)Die Zustimmung zur Kündigung oder einvernehmlichen Beendigung gilt als erteilt, wenn jeweils mehr als die

Hälfte der von der beabsichtigten Kündigung oder einvernehmlichen Beendigung umfassten

Anwartschaftsberechtigten und Leistungsberechtigten an der Abstimmung teilnehmen und jeweils mehr als die

Hälfte dieser Anwartschaftsberechtigten und Leistungsberechtigten der Kündigung oder einvernehmlichen

Beendigung zustimmen.

4. (1c)Im Falle einer Kündigung des Versicherungsvertrags durch das Versicherungsunternehmen und einer

beabsichtigten Übertragung auf eine Einrichtung gemäß § 5 Z 4 PKG bedarf die Kündigung auch der Zustimmung

des Arbeitgebers. Abweichend von Abs. 1a letzter Satz sind, sofern nichts anderes vereinbart wird, sämtliche

Kosten des Versicherungsunternehmens, die im Zusammenhang mit dem Abstimmungsverfahren anfallen, vom

Versicherungsunternehmen zu tragen.

5. (2)Die Frist für die Kündigung des Versicherungsvertrages durch den Arbeitgeber oder das

Versicherungsunternehmen beträgt ein Jahr. Die Kündigung darf nur mit Wirksamkeit zum Bilanzstichtag des

Versicherungsunternehmens ausgesprochen werden. Die einvernehmliche Beendigung des

Versicherungsvertrages wird frühestens zu dem Bilanzstichtag des Versicherungsunternehmens wirksam, der

mindestens sechs Monate nach der Vereinbarung der einvernehmlichen Beendigung des Versicherungsvertrages

liegt.

6. (3)Der Wert der im Fall der Kündigung zu übertragenden Vermögensteile entspricht der auf den

Versicherungsvertrag entfallenden Deckungsrückstellung.
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